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Vorwort 3

Das Lehr- und Arbeitsbuch „Demokratie gestalten“ ist ein mo-
dernes, handlungsorientiertes Lehrwerk für den Politik- und Wirt-
schaftskunde-Unterricht an hessischen Berufsschulen. Es ist be-
stimmt für:

• Technisch-gewerbliche und sozialpfl egerische Ausbildungs-
berufe

• Kaufmännische Ausbildungsberufe 

• Berufsfachschulen, da die wichtigsten Lehrplaninhalte dieser 
Schulform abgedeckt sind

Diesem Buch liegt die KMK-Rahmenvereinbarung über die Be-
rufsschule zu Grunde (Beschluss der Kultusministerkonferenz 
vom 07.05.2008). Die Kriterien des DQR (Deutscher Qualifi kations-
rahmen) und des EQR (Europäischer Qualifi kationsrahmen) sind 
ebenso berücksichtigt worden.

„Demokratie gestalten“ vermittelt den Schülerinnen und Schü-
lern ein solides Grundwissen, das unter Berücksichtigung der 
neuesten didaktischen und methodischen Erkenntnisse präsen-
tiert wird. Auf aktuelles Material wurde großer Wert gelegt. Zur 
Verdeutlichung exemplarischer Entwicklungen wurden nur dann 
ältere Daten/Statistiken berücksichtigt, wenn kein verwertbares 
aktuelles Material vorlag.

Damit ermöglicht das Buch eine fundierte, problemorientierte Aus-
einandersetzung mit politischen, wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Themen. So entwickelt sich eine gesellschaftliche 
Handlungskompetenz, die Schülerinnen und Schüler anregen soll, 
Demokratie zu gestalten.

Die ausführliche, erläuternde Marginalspalte unterstützt bei der 
Erarbeitung des Stoffes und hält zudem ergänzende Informationen 
und Materialien für eine vertiefte Bearbeitung der Themen bereit. 
Damit gewährleistet und fördert das Buch die Entwicklung des 
selbstorganisierten Lernens.

Hinweise für die Arbeit mit diesem Buch

Folgende Textelemente erleichtern das Arbeiten und Lernen mit 
dem Buch:

Hier befi nden sich „Fragen und Arbeitsaufgaben“. Die ange-
sprochenen Sachthemen und Fragestellungen sollen vertieft 
durchdacht werden.

HOT-Bereiche sollen in besonderer Weise zu einem handlungsorientierten Unterricht beitragen.

Zusammenfassung
In „Zusammenfassung“ stehen – knapp und präzise – die wichtigsten Inhalte des jeweiligen 
Kapitels. Diese Inhalte sollten gründlich gelernt werden.
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Wenn nicht alle Inhalte im Unterricht durchgenommen werden 
können, bietet dieses Buch dem interessierten Leser die Möglich-
keit zur umfassenden Eigeninformation.

Die Verwendung nur eines grammatischen Geschlechts dient aus-
schließlich der Optimierung des Lesefl usses. Sie stellt keine ge-
schlechtsspezifi sche Wertung dar.

Die Autoren und der Verlag wünschen sich, dass die Arbeit mit 
dem Buch Freude macht. Wenn das der Fall ist, ist es ein guter Bei-
trag zum aktiven „Demokratie gestalten“.

Ihr Feedback ist uns wichtig

Wenn Sie mithelfen möchten, dieses Buch für die kommenden Auf-
lagen zu verbessern, schreiben Sie uns unter lektorat@europa-lehr-
mittel.de.

Ihre Hinweise und Verbesserungsvorschläge nehmen wir gerne 
auf.

Haan-Gruiten, Sommer 2014

Autoren und Verlag

Wissens-Check
Der „Wissens-Check“ ermöglicht sowohl das selbstständige Einüben und Wiederholen des 
Stoffes als auch den Einsatz im Klassenverband. Wer diese Fragen beantworten kann, hat sich 
ein solides Wissen erarbeitet.

Links
Dort ist eine Auswahl von Websites mit weitergehenden Informationen aufgelistet.
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Sicherung und Weiterentwicklung
der Demokratie

Die Würde des Menschen ist 
unantastbar.
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Sicherung und Weiterent-
wicklung der Demokratie

1 Weimarer Republik und 
Drittes Reich

Deutschlands Weg zur Demokratie war lang und steinig, er führte 
durch Monarchie und Diktatur. Es dauerte über 100 Jahre, bis aus 
den ersten demokratischen Ideen im 19. Jahrhundert eine stabile 
 demokratische Grundordnung entstand.

11. November 1918: Mit der Kapitulation des Deutschen Kaiser-
reichs war die Niederlage im Ersten Weltkrieg besiegelt. Sie 
markiert das Ende der Monarchie in Deutschland.

In der anschließenden Novemberrevolution setzte sich die SPD 
durch. Mit Friedrich Ebert an der Spitze verwirklichte sie ihre 
Vorstellung einer demokratischen Republik.

19. Januar 1919: Bei der Wahl zur verfassungsgebenden Natio-
nalversammlung errangen die demokratischen Parteien der 
Mitte eine Mehrheit. Diese sogenannte Weimarer Koalition aus 
SPD, Zentrum und DDP arbeitete in der thüringischen Stadt die 
Verfassung der neuen Republik aus.

1919 bis 1932: In den Jahren der  Weimarer Republik wurde 
deutlich, dass hohe Arbeitslosigkeit, soziale Ungleichheit und 
wirtschaftliche Probleme Hauptfaktoren für das Entstehen radi-
kaler politischer Parteien sind. Der Lauf der Geschichte zeigt, 
dass Demokratie ein politisches System ist, das nicht automa-
tisch funktioniert.
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Die Ursachen für das Scheitern der Weimarer Republik waren 
vielfältig:

Der Versailler Vertrag vom 28. Juni 1919 in Verbindung mit der 
„Dolchstoßlegende“ belastete die junge Republik. In den Augen 
vieler Menschen trugen die demokratischen Parteien und Poli-
tiker die Verantwortung für die Niederlage und die Kriegsfol-
gen.

Friedrich Ebert musste mit den alten kaiserlichen Kräften ko-
operieren, um seine Ziele zu erreichen. Dadurch blieben in vie-
len wichtigen öffentlichen und staatlichen Institutionen demo-
kratiefeindliche, monarchische Verantwortungsträger im Amt 
und bekämpften die Demokratie von innen.

Die Schwächen der Weimarer Verfassung ermöglichten dem 
Reichspräsidenten diktatorische Vollmachten (Präsidialkabinet-
te) und führten zu politisch höchst instabilen Verhältnissen.

1929 stürzte die  Weltwirtschaftskrise den Großteil der Bürger in 
eine Existenzkrise. Hinzu kamen die hohen Reparationskosten. 
Die radikalen Parteien profi tierten von dieser Situation.

Am Ende war die Weimarer Republik eine Republik ohne Re-
pub likaner. Die Demokratie wurde für alle Schwierigkeiten und 
Probleme verantwortlich gemacht. Viele Menschen riefen nach 
einem „starken Mann“.

30. Januar 1933: Adolf Hitler wird zum Reichskanzler ernannt. 
Die führenden wirtschaftlichen und politischen Kreise waren 
der Meinung, dass sie Hitler als Marionette für ihre Zwecke nut-
zen könnten.

© ullstein bild – Heinrich Hoffmann

Dolchstoßlegende:

Dies ist die Behauptung der 
obersten Heeresführer Hinden-
burg und Ludendorff, dass die 
Novemberrevolution und demo-
kratische Kräfte die Niederlage im 
Ersten Weltkrieg verschuldet hät-
ten.

Wahlplakat der NSDAP zur 
Reichstagswahl vom 31. Juli 1932
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Die Nationalsozialisten setzten 1933 ihre Ideologie, die Hitler 
bereits 1924 im Buch „Mein Kampf“ dargelegt hatte, Schritt für 
Schritt um.

Der Aufbau des Führerprinzips und der Volksgemeinschaft ver-
wandelte die Demokratie in eine totale Diktatur. Die Reichstags-
brandverordnung und das Ermächtigungsgesetz hoben die 
Grundrechte auf und entmachteten das Parlament. Mithilfe der 
„Gleichschaltung“ durchdrangen und kontrollierten die Natio-
nalsozialisten alle Lebensbereiche der Bürger.

Durch die Vereinigung der Ämter von Reichspräsident und 
Reichskanzler verfügte Hitler über die uneingeschränkte Macht 
im Deutschen Reich. Er war nun auch Oberbefehlshaber der 
Wehrmacht und die Soldaten leisteten ihren Eid auf Hitler per-
sönlich.

Die nationalsozialistische Innen- und Außenpolitik wurde stark 
durch die Rassenlehre in Verbindung mit der Frage der Erweite-
rung des Lebensraumes im Osten geprägt. Ziel war die Errich-
tung eines germanisierten Großdeutschen Reiches. Außenpoli-
tisch bedeutete dies die Nichtbeachtung der Bestimmungen des 
Versailler Vertrags, die ungehemmte Aufrüstung und Kriegsvor-
bereitung. Innenpolitisch wurden rassisch „minderwertige“ und 
unerwünschte Minderheiten diskriminiert, entrechtet und ver-
folgt. Hitlers Rassenlehre gipfelte in einem extremen Judenhass, 
der im Zweiten Weltkrieg zum Holocaust führte.

Mit dem Einsatz gezielter politischer Propaganda täuschten die 
Nationalsozialisten sowohl die eigenen Bürger als auch das Aus-
land über ihre wahren Absichten. Sie führte einerseits dazu, 
dass die Bevölkerung sich mit dem neuen System schnell identi-
fi zierte und sich dem Führer in der Volksgemeinschaft bedin-
gungslos unterordnete. Andererseits beschwichtigte die Frie-
denspropaganda die europäischen Großmächte und führte u. a. 
am 29. September 1938 zum Münchner Abkommen, das Hitler 
jedoch nicht einhielt.

Keine zwei Monate später, am 9. November 1938, wurden in der 
 Reichspogromnacht die jüdischen Synagogen in Deutschland in 
Brand gesteckt. Der vorgeschobene Grund war das angebliche 

Staatsoberhaupt
Der Führer und ReichskanzlerFührer der NSDAP

Kanzlei der  
NSDAP
Gliederungen 
der Partei, z.B.

Angeschlossene 
Verbände, z.B.

Mitglieder

Gauleiter
Reichsführer SS 
und Chef der  
deutschen Polizei

Reichsminister
Reichskanzlei

Reichs- 
ämter

Reichstag 
(Scheinparlament 
ohne Befugnisse)

Volksab- 
stimmung

Vorschlag

Zustimmung

Reichsstatthalter
Oberpräsidenten 
Ministerpräsident.
Regierungspräsid.
Landräte
Bürgermeister

Polizei

Propaganda

Kreisleiter
Ortsgruppenl.
Blockwart

Mitglieder

Oberbefehlshaber 
der Wehrmacht

Chef der Regierung
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Propagandaplakat der NSDAP
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Attentat eines Juden auf einen deutschen Botschaftsangehöri-
gen in Paris.

1939 bis 1945: Mit dem Einmarsch deutscher Truppen in Polen 
am 1. September 1939 begann der Zweite Weltkrieg. In diesem 
bisher größten militärischen Konfl ikt kämpften sämtliche Groß-
mächte des 20. Jahrhunderts und ungefähr 70 Millionen Men-
schen verloren ihr Leben. Er endete am 8. Mai 1945 mit der Ka-
pitulation Hitler-Deutschlands. 

1. Was beinhaltete der Friedensvertrag von Versailles?

2. Wie war die Haltung der Nationalsozialisten zur Demokratie?

2 Ende Zweiter Weltkrieg 
bis Wiedervereinigung

Mit der bedingungslosen Kapitulation am 8. Mai 1945 endete der 
Zweite Weltkrieg und die Schreckensherrschaft der nationalsozia-
listischen Diktatur. Adolf Hitler hatte sich bereits im April der Ver-
antwortung durch Selbstmord entzogen. Deutschland wurde von 
den  Siegermächten USA, Sowjetunion (UdSSR), Großbritannien 
und Frankreich besetzt und von den jeweiligen Militärregierungen 
verwaltet.

2.1 Das  Potsdamer Abkommen
Im Juli und August 1945 trafen sich die Siegermächte (mit Aus-
nahme Frankreichs), um über das weitere Schicksal Deutschlands 
zu beraten.

Die Regierungschefs der Siegermächte Großbritannien (Churchill), USA (Truman) und 
Sowjetunion (Stalin) auf der Potsdamer Konferenz

Gedenktafel für die Frankfurter 
Hauptsynagoge

©
 D

r.
 A

n
ja

 R
ie

ck

Kriegszerstörungen in Berlin 

©
 d

p
a

©
 u

ll
st

ei
n

 b
il

d



LF 1 Sicherung und Weiterentwicklung der Demokratie14

L
e
rn

fe
ld

 1

Die nachfolgenden Ergebnisse des Potsdamer Abkommens waren 
richtungsweisend für Deutschland. Deutschland wurde keine Re-
gierung zugestanden; der „Alliierte Kontrollrat“, gebildet aus den 
Militärbefehlshabern der vier Siegermächte, verwaltete Deutsch-
land. Sämtliche Gebiete, die östlich der Oder-Neiße-Linie lagen, 
wurden unter polnische Verwaltung gestellt. Eine Folge war die 
Vertreibung der in den Ostgebieten lebenden Deutschen. Deutsch-
land wurde in vier Besatzungszonen aufgeteilt.

Die Zonen wurden von den jeweiligen Besatzungsmächten kont-
rolliert. Eine besondere Stellung nahm Berlin ein. Die ehemalige 
Reichshauptstadt wurde ebenfalls in vier Zonen aufgeteilt. Durch 
die Beschlüsse des Potsdamer Abkommens und den unterschied-
lichen Interessen der Siegermächte war die Spaltung Deutschlands 
eingeleitet.

2.2 Die Einführung zweier 
Währungen

Durch den  Marshall-Plan wurde der Westen (und Westberlin) in 
das Wiederaufbauprogramm für die zerstörten Länder Europas auf-
genommen. So konnte sich die Wirtschaft schneller entwickeln. 
Die völlig wertlos gewordene Reichsmark wurde durch die Wäh-
rungsreform in den Westzonen im Juni 1948 durch die Deutsche 
Mark (DM) abgelöst. Nur fünf Tage später gab die Militärverwal-
tung der Sowjetunion ebenfalls die Einführung einer Währung 
(ebenfalls: Deutsche Mark) für die Sowjetische Besatzungszone 
(SBZ) bekannt. So gab es zwei Währungen gleichen Namens, die 
im Volksmund Westmark und Ostmark genannt wurden. Damit 
wurde auch auf wirtschaftlichem Gebiet die Teilung Deutschlands 
weiter vertieft.

Als Reaktion auf die Währungsreform hat die Sowjetunion vom 
24. Juni 1948 bis zum 12. Mai 1949 eine Blockade Westberlins be-
gonnen. Alle Wasser- und Landverbindungen wurden unterbro-
chen. Mit dieser Aktion wollte die Sowjetunion ihren Anspruch auf 
das gesamte Berlin untermauern. Die West-Alliierten standen vor 
der Frage, Berlin aufzugeben oder die Stadt weiter zu halten. Eine 
Versorgung war nur durch die Luft möglich. So kam es am 26. Juni 
1948 zur Einrichtung einer Luftbrücke. Amerikanische und briti-
sche Flugzeuge versorgten Berlin mit den nötigsten Gütern. Da sich 
kein Erfolg einstellte, gab die Sowjetunion ihren Plan wieder auf.

Informieren Sie sich im Internet, wie die Bürger Westberlins auf 
die Blockade reagiert haben.

2.3 Die Gründung beider 
deutscher Staaten

Die zunehmende Feindschaft zwischen den Großmächten USA 
und UdSSR hatte negative Auswirkungen auf Deutschland. Der 
Kalte Krieg begann und beide Seiten wollten ihren Einfl uss auf 

Die Besatzungszonen
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Die neuen Währungen: 
D-Mark (oben) und 
Ostmark (unten)

Britisches Versorgungsfl ugzeug im 
Anfl ug auf Berlin
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Bezeichnung für den Konfl ikt 
zwischen den USA, der UdSSR 
und ihren Einfl ussbereichen ohne 
Austragung eines offenen Krieges
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Mitteleuropa durch die Bindung der jeweiligen Besatzungszonen 
an ihren Herrschaftsbereich festigen.

Die drei Westmächte und die Länder Belgien, Niederlande und Lu-
xemburg (Benelux) forderten, einen westdeutschen Staat zu grün-
den, um eine Pufferzone zum Einfl ussbereich der UdSSR zu instal-
lieren. Es wurde der Parlamentarische Rat eingesetzt, der eine 
Verfassung erarbeiten sollte. Ihm gehörten insgesamt 65 Mitglie-
der an. Den Vorsitz hatte Konrad Adenauer, der später zum ersten 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland gewählt werden 
sollte. Am 23. Mai 1949 verkündete der Parlamentarische Rat die 
Verfassung für die Westzonen, das Grundgesetz. Es war die Ge-
burtsstunde der Bundesrepublik Deutschland.

Auch in der Sowjetischen Besatzungszone wurde eine neue Ver-
fassung ausgearbeitet. Ein 1948 gewählter Deutscher Volksrat, be-
stehend aus 400 Mitgliedern, setzte am 7. Oktober 1949 die Ver-
fassung der Deutschen Demokratischen Republik in Kraft. Die 
Trennung Deutschlands war besiegelt.

Vergleichen Sie die Karte des besetzten Deutschlands mit den 
heutigen Grenzen der Bundesländer. Was fällt Ihnen auf?

2.4 Die Entwicklung beider 
deutscher Staaten

Nach Verkündung des  Grundgesetzes war der Weg frei für den 
Aufbau eines demokratischen Staates mit Bindung an den Westen. 
Ludwig Erhard, damaliger Wirtschaftsminister der Bundesrepub-
lik, gilt als „Vater des Wirtschaftswunders“. Zu seiner Amtszeit 
nahm die Wirtschaft einen enormen Aufschwung und die „soziale 
Marktwirtschaft“ wurde als Wirtschaftssystem eingeführt. Am ra-
santen Wirtschaftsaufschwung war maßgeblich auch die USA mit 
den umfangreichen Lieferungen von Rohstoffen, Lebensmitteln, 
Maschinen und anderen Gütern beteiligt.

Der „Deutschlandvertrag“ vom Mai 1955 beendete die Besatzung, 
die Bundesrepublik wurde größtenteils eigenständig. Allerdings 
übten die Siegermächte durch Truppenstationierungen in der ge-
samten Bundesrepublik weiterhin die Kontrolle aus. Im gleichen 
Jahr setzte Konrad Adenauer, nach der Wiederbewaffnung und der 
Einführung der allgemeinen Wehrpfl icht, auch den Beitritt zur 
NATO durch.

Der Westbindung der Bundesrepublik entsprach in der neu ge-
gründeten DDR ein klares Bekenntnis zur UdSSR. Ein sozialisti-
scher Staat, der sich stark an die Politik Stalins anlehnte, entwi-
ckelte sich. Die DDR begründete in einem kommunistischen 
System einen zentralen Einheitsstaat. Dabei behauptete die SED 
(Sozialistische Einheitspartei Deutschlands) ihren alleinigen Füh-
rungsanspruch, eine echte Opposition war somit ausgeschlossen.

Erster Staatsratsvorsitzender (Staatsoberhaupt der DDR) wurde 
1960 Walter Ulbricht. Unter seiner Führung gingen die nach 
Kriegsende enteigneten Güter und Ländereien in Volkseigene Be-

UdSSR:

Sowjetunion

„Vater des Wirtschaftswunders“: 
Ludwig Erhard
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triebe (VEB) und Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaf-
ten (LPG) über. Damit waren alle Produktionsmittel zu Staatsei-
gentum geworden. Das gesamte Wirtschaftsleben wurde jetzt 
zentral geleitet und geplant ( Planwirtschaft oder Zentralverwal-
tungswirtschaft).

Bereits im Jahre 1953 war es in der DDR zu einem Aufstand ge-
kommen. Auslöser waren die durch die SED-Führung extrem he-
raufgesetzten Arbeitsnormen. Zehntausende Arbeiter demonst-
rierten in Ostberlin und forderten den Rücktritt der SED-Regierung 
sowie „freie Wahlen“. Sowjetische Panzerverbände schlugen den 
Aufstand blutig nieder.

2.5 Der  Mauerbau in Berlin
Die Abgrenzung der DDR vom Westen, die schlechte wirtschaftliche 
Lage und die Unzufriedenheit mit der SED-Führung führten zu ei-
ner Fluchtwelle von Ost nach West. Fast vier Millionen Menschen 
fl üchteten in die Bundesrepublik. Dies führte zu einem empfi ndli-
chen Verlust an Arbeits- und Fachkräften und schwächte die DDR-
Wirtschaft nachhaltig. Das Regime sah sich gezwungen zu handeln. 

In der Nacht vom 12. auf den 13. August 1961 wurden die Grenzen 
zwischen Ost- und Westberlin vollständig abgeriegelt. Bis zum Fall 
der Mauer 1989 hat dieses Bauwerk zahlreichen Menschen das Le-
ben gekostet. Alle Todesopfer waren bei dem Versuch gescheitert, 
die Grenze zu überwinden, um in den Westen zu gelangen. Sie 
starben durch Minen und Selbstschussanlagen, die die DDR instal-
liert hatte und durch den befohlenen Schusswaffengebrauch der 
DDR-Grenzsoldaten.

2.6 Die Ostpolitik
Nach schwierigen politischen Jahren, in denen keine Annäherung 
der beiden deutschen Staaten möglich war, setzte Willy Brandt als 
damaliger Bundeskanzler die 1966 begonnene  Ostpolitik mit großer 
Intensität fort. Die Ostverträge wurden im Jahre 1970 unterzeichnet. 

Kniefall Willy Brandts vor dem Mahnmal des ehemaligen Warschauer Ghettos am 
7. Dezember 1970

Arbeitsnormen: 
Zentral gestellte Leistungsziele für 
die Arbeiter in der DDR

Berliner Mauer am Brandenburger 
Tor
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Es wurden u.a. folgende Ziele formuliert:

 u Verzicht auf Gewalt und Gewaltandrohung

 u Verbesserung der Beziehungen mit Polen und der Sowjetunion

 u Anerkennung der Oder-Neiße-Linie (Grenze zu Polen)

 u Anerkennung der Grenzen Europas

Innerhalb der Bundesrepublik war die Ostpolitik Brandts (Aner-
kennung der Ergebnisse des Potsdamer Abkommens) sehr umstrit-
ten und wurde hart kritisiert. Gleichwohl erhielt er für seine Ver-
dienste um die Aussöhnung mit Polen und der Sowjetunion 1971 
den Friedensnobelpreis.

Für die Annäherung an die DDR waren die Ostverträge trotz aller 
Widerstände sehr hilfreich. In einem besseren Gesprächsklima 
konnte 1973 der „Grundlagenvertrag“ in Kraft treten. Wichtige 
Eck punkte dieses Vertrages verbesserten die deutsch-deutschen 
Beziehungen:

 u Aufnahme gutnachbarlicher Beziehungen auf gleichberechtig-
ter Basis 

 u Beilegung von Streitigkeiten ohne Gewalt

 u Anerkennung der derzeitigen Landesgrenzen

 u Unterstützung der Abrüstungsbemühungen

 u Aufnahme diplomatischer Beziehungen und Einrichtung von 
„ständigen Vertretungen“

 u Beschränkung der Hoheitsgewalt auf das eigene Staatsgebiet

Der Grundlagenvertrag stieß in der Bundesrepublik auf geteilte 
Meinungen. So warf die CDU/CSU-Opposition dem Kanzler vor, er 
erkenne einen Unrechtsstaat an und hätte die Zustimmung zum 
Vertrag von der Aufhebung des Schießbefehls und vom Abbau der 
Selbstschussanlagen an der innerdeutschen Grenze abhängig ma-
chen müssen. 

Die folgenden Jahre waren gekennzeichnet von Bemühungen der 
Bundesrepublik, weitere Erleichterungen für die Menschen und für 
den Güterverkehr auf beiden Seiten der Mauer zu erreichen. Die 
DDR-Regierung unter Führung von Erich Honecker, der 1971 zum 
neuen Staatsratsvorsitzenden gewählt worden war, hatte das Ziel 
der internationalen Anerkennung erreicht und betrieb gegenüber 
der Bundesrepublik weiter eine Politik der Abgrenzung. Zuneh-
mend wurden Stimmen lauter, die eine Öffnung zum Westen for-
derten. Massive Unterdrückungen, Bedrohungen, Einschüchterun-
gen und Ausweisungen regimekritischer DDR-Bürger waren die 
Antwort der Staatsführung.

2.7 Der Zusammenbruch der 
DDR und der  Mauerfall

1985 wurde Michail Gorbatschow zum Generalsekretär der sowje-
tischen Einheitspartei KPdSU bestimmt. Er wagte einen Umbau 
der Gesellschaft.  Glasnost (Offenheit) und  Perestroika (Umbau) 
waren die Schlagworte, die auch der Oppositionsbewegung in der 
DDR neuen Aufschwung verliehen. Am 7. Oktober 1989 feierte die 
DDR ihren 40. Jahrestag. 

Erich Honecker
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Einen Monat vorher hatte Ungarn die Grenze zu Österreich geöff-
net, sodass der „Eiserne Vorhang“ durchlässig geworden war. Tau-
sende DDR-Bürger fl üchteten sich in die Botschaften der Bundes-
republik in Warschau und Prag oder kamen direkt über Ungarn 
und Österreich in den Westen. Nachdem bei Großdemonstrationen 
in der DDR die Führung nicht militärisch eingegriffen hatte, war 
die DDR-Regierung praktisch am Ende. Am 18. Oktober 1989 wur-
de Honecker von der SED entmachtet und die Regierung trat zu-
rück. Am 9. November 1989 öffnete die DDR alle Grenzübergangs-
punkte zur Bundesrepublik Deutschland und die Berliner Mauer 
war gefallen. Hunderttausende Menschen nutzen die neu gewon-
nene Reisefreiheit zwischen den beiden deutschen Staaten.

2.8 Die  Wiedervereinigung
Die erste demokratische Regierung wurde am 12. April 1990 in der 
DDR gewählt. Lothar de Maizière (CDU) war der erste frei gewähl-
te Ministerpräsident. So konnte die Grundlage für die Wiederver-
einigung geschaffen werden, die sich in vier große Phasen eintei-
len lässt:

Phase 1
Am 1. Juli 1990 trat der erste Staatsvertrag zur geplanten Wieder-
vereinigung zwischen beiden deutschen Staaten in Kraft. Ziel die-
ses Vertrages war die Schaffung einer Wirtschafts-, Währungs- 
und Sozialunion mit folgenden Punkten:

 u Umstellung der Planwirtschaft auf die soziale Marktwirtschaft

 u Umstellung der Währung auf die Deutsche Mark (West)

 u Einführung der westdeutschen Arbeitsrechtsordnung (Tarif-
recht, Betriebsverfassungsrecht usw.)

 u Einführung der Sozialversicherungen nach West-Prinzip

Phase 2
Der zweite innerdeutsche Staatsvertrag (Einigungsvertrag) legt die 
Einzelheiten für die DDR fest, der Bundesrepublik beizutreten. 
Wichtige Bestimmungen:

 u Beitritt der neuen Bundesländer Thüringen, Sachsen, Sachsen-
Anhalt, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern zum Bun-
desgebiet

 u Gemeinsame Hauptstadt ist Berlin

 u Das Grundgesetz gilt auch für das Beitrittsgebiet

Die Volkskammer der DDR entschied, dass der Beitritt zur Bundes-
republik am 3. Oktober 1990 erfolgen sollte.

Phase 3
Auch wenn sich die beiden deutschen Staaten einig waren, so 
musste doch um die Zustimmung der ehemaligen Besatzungs-
mächte gerungen werden. Bundeskanzler Helmut Kohl hatte nach 
unzähligen Verhandlungen eine Einigung erzielen können. 

Michail Gorbatschow
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Die ersten DDR-Bürger kommen 
im Westen an.

© BArch, Bild 183-1989-1110-
 028, Foto H.-P. Lochmann
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Die volle Souveränität war wieder hergestellt.

Phase 4
Am 3. Oktober 1990 wurde die staatliche Einheit Deutschlands mit 
dem Beitritt der DDR zum Bundesgebiet vollendet. Seitdem ist der 
3. Oktober der Nationalfeiertag der Deutschen.

Link
www.chronikderwende.de 
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Die Zwei-plus-Vier-
Gespräche 

Aug.

Mai

Juni

Juli

Sept.

Okt.

1990

5.5. in Bonn

beiden deutschen

Staaten

Bundesrepublik
Deutschland

Deutsche Demokratische
Republik

USA

Großbritannien

Frankreich

Sowjetunion

vier Siegermächte des 

Zweiten Weltkriegs

Treffen

Teilnehmer: Außenminister der

22.6. in Ost-Berlin

17.7. in Paris

12.9. in Moskau

3.10.: Glückwünsche
der vier Siegermächte 
zur Deutschen Einheit

Unterzeichnung des

„Vertrags über die abschließende Regelung 

in bezug auf Deutschland“

Am 8. Mai 1945 erfolgte die bedingungslose Kapitulation Deutschlands. 

Im Potsdamer Abkommen 1945 trafen drei Siegermächte Vereinbarungen über das besiegte 
und besetzte Deutschland. 

Im Jahr 1949 wurden zwei deutsche Staaten gebildet: die BRD und die DDR.

Das Grundgesetz machte die Bundesrepublik zu einer parlamentarischen Republik.

Die Verfassung der DDR trat am 7. Oktober 1949 in Kraft.

Auf die Flucht- und Abwanderungsbewegung in den Westen reagierte die DDR-Regierung 
1961 mit dem Mauerbau. 

Die Politik Brandts und der Grundlagenvertrag zwischen der Bundesrepublik und der DDR 
waren deutliche Zeichen einer Neuorientierung in der Ostpolitik. 

Mit Michail Gorbatschow wurden die Gesellschaft und die Wirtschaft der Sowjetunion grund-
legend reformiert (Glasnost und Perestroika).

1. Juli 1990 Wirtschafts- und Währungsunion

12. September 1990 Unterzeichnung des Zwei-plus-Vier-Vertrages

3. Oktober 1990 Beitritt der DDR zur BRD

Zusammenfassung

Bewerten Sie folgende Aussagen: 

1. Die Wiedervereinigung ist ein Glücksfall für Deutschland.

2. Die Wiedervereinigung ist ein langwieriger Prozess.

Wissens-Check
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3 Das Bundesland Hessen

Das Kurhaus in Wiesbaden
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Das Fridericianum in Kassel
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Die Mathildenhöhe in Darmstadt
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Frankfurt am Main 
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